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Prof. Dr. Renate Köcher
Institut für Demoskopie Allensbach

   Steuern - ein schwieriges
Wahlkampfthema

Wenige Monate vor der Bundestagswahl sind
die Parteien nervös und gleichzeitig ratlos, wie
sie die Wähler interessieren, mobilisieren und
für sich gewinnen können. Die Regierungsko-
alition steht am Ende einer Legislaturperiode,
nach der es vielen Bürgern besser geht als zu
Beginn und entsprechend mehr mit ihrer eige-
nen Lage zufrieden sind. Die Bürger haben
auch den Eindruck, dass das Land bisher gut
durch die Klippen der Krise in der Euro-Zone
gesteuert wurde. Die Kritik ist in vielen Poli-
tikfeldern zurückgegangen; das gilt unter an-
derem für die Gesundheitspolitik wie für die
Einschätzung der sozialen Sicherungssysteme,
für die Steuerpolitik wie für die Wirtschafts-
politik. Dies stellt die Oppositionsparteien, die
Wahlkämpfe meist auf Mängeln und Unzu-
friedenheit aufbauen, vor Probleme, ist jedoch
gleichzeitig kein Garant für die derzeitige Ko-
alition, dass ihr Mandat über den 22. Septem-
ber hinaus verlängert wird. Trotz der gewach-
senen Zufriedenheit liegt die Unterstützung
für die Koalitionsparteien zusammengenom-
men bis dato unter dem Niveau von 2009.

Diese Wahl hat bisher kein Leitmotiv und nur
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begrenzt Themen, die von den Parteien streitig
gestellt werden und gleichzeitig die Menschen
bewegen. Diese Legislaturperiode wurde vor
allem von zwei Entwicklungen geprägt, die
gerade in ihrer Parallelität bemerkenswert
sind: dem Aufschwung auf dem Arbeitsmarkt
und der insgesamt robusten deutschen Kon-
junktur einerseits und gleichzeitig von der
Krise in der Euro-Zone. Zwar wurde über die
Maßnahmen zur Bekämpfung der Krise durch-
aus gestritten; es ist jedoch ein Thema, bei
dem die im Bundestag vertretenen Parteien
nicht grundsätzlich gegeneinander stehen. Bei
allen Differenzen im Detail gibt es in Deutsch-
land einen parteiübergreifenden Konsens, dass
die europäische Integration und auch die Ge-
meinschaftswährung für Deutschland der rich-
tige Weg sind. Auch die Bemühungen der
AfD, diesen Konsens zu durchbrechen und die
Währungsunion in Frage zu stellen, haben bis-
her nur wenig Bewegung in die gesellschaftli-
che Debatte und die parteipolitischen Präfe-
renzen gebracht. 

Als Feld der Auseinandersetzung haben die
Oppositionsparteien dagegen in bemerkens-
werter Übereinstimmung die Steuerpolitik ge-
wählt. Die Programme von SPD, Grünen und
der Linken unterscheiden sich in den konkre-
ten Details, verfolgen aber dieselbe Stoßrich-
tung: die stärkere Belastung höherer Einkom-
men, von Vermögenseinkünften und Vermö-
gen. Alle Oppositionsparteien haben sich die
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Erhöhung des Spitzensteuersatzes auf ihre
Fahnen geschrieben wie auch eine höhere Be-
steuerung von Vermögenseinkünften, SPD
und Linke die Wiedereinsetzung der Vermö-
genssteuer, die Grünen eine Vermögensabga-
be.

Auf den ersten Blick scheint die Steuerpolitik
als Feld der Auseinandersetzung vielverspre-
chend. Die Mehrheit der Bevölkerung hält das
Steuersystem für nicht gerecht, sogar 78 Pro-
zent sind überzeugt, dass es dazu beiträgt, dass
die Unterschiede zwischen Arm und Reich zu-
nehmen. Gleichzeitig wünschen sich drei
Viertel der Bürger, dass sich die nächste Bun-
desregierung unter anderem besonders der
Aufgabe annimmt, die sozialen Unterschiede
in Deutschland zu verringern.

Bisher gibt es jedoch trotzdem keine Anzei-
chen, dass die Steuerprogramme Zugkraft ent-
falten. Die SPD erreicht zurzeit bei den Zweit-
stimmenwahlabsichten lediglich 26 Prozent,
die Linke liegt mit 7 Prozent weit unter dem
Ergebnis, das sie bei der letzten Bundestags-
wahl erzielte. Bei den Grünen war nach ihrem
Steuerparteitag ein Abrutschen in der Wähler-
gunst zu beobachten, von dem sie sich erst all-
mählich wieder erholen. 

Es ist die Frage, ob man mit der Ankündigung
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von Steuererhöhungen Wähler mobilisiert. Die
Unionsparteien haben  hier einschlägige und
ausgesprochen negative Erfahrungen. Sie zo-
gen 2005 mit einem ambitionierten Reform-
programm in den Wahlkampf, das auch die
Erhöhung der Mehrwertsteuer vorsah, und
blieben bei der Wahl dann weit unter ihren
Möglichkeiten. Diese Erfahrung lässt sich al-
lerdings nicht unbedingt generalisieren. Eine
Mehrwertsteuererhöhung trifft alle Bürger; zu-
dem gehört die Mehrwertsteuer zu den Steu-
ern, die als besonders belastend empfunden
werden. Die Steuerpläne der Oppositionspar-
teien zielen dagegen auf eine stärkere Bela-
stung der überdurchschnittlich Verdienenden
und Wohlhabenden. Entsprechend heftig rea-
giert der Mittelstand, der durch die Kombina-
tion der verschiedenen Erhöhungspläne eine
Besteuerung der Substanz fürchtet.

Nach dem Kalkül der Parteien stellen die Be-
troffenen jedoch eine Minderheit, die von der
Mehrheit als belastbar eingeschätzt wird.
Stellt man die zentralen Vorschläge des Steu-
erkonzepts der Grünen vor – Erhöhung des
Spitzensteuersatzes, Einführung einer zeitlich
befristeten Vermögensabgabe, Abschaffung
des Ehegattensplittings für neu geschlossene
Ehen, Erhöhung des steuerfreien Grundbetrags
und Besteuerung von Kapitalerträgen mit dem
individuellen Steuersatz –, gehen 15 Prozent
der Bürger davon aus, dass sie bei einer Um-
setzung des Programms persönliche Nachteile
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hätten. Annähernd ebenso viele, 16 Prozent
der Bevölkerung, erwarten für sich Vorteile.
Die Mehrheit ist überzeugt, dass die Pläne sie
nicht unmittelbar persönlich tangieren würden.
Damit lösen die Ankündigungen bei den mei-
sten weder Befürchtungen noch Hoffnungen
aus.

Gleichzeitig spielen Umverteilungsdebatten in
der breiten Bevölkerung heute eine geringere
Rolle als noch vor einigen Jahren. Zwar halten
es 73 Prozent für wichtig, die sozialen Unter-
schiede einzudämmen. Die Bürger denken da-
bei jedoch mehr an die Entlastung niedriger
und mittlerer Einkommen und an gesetzliche
Mindestlöhne als an die Wiedereinsetzung der
Vermögenssteuer oder die Erhöhung des Spit-
zensteuersatzes. Die Besserstellung der unte-
ren Schichten wird von vielen für wichtiger
gehalten als höhere Lasten für die oberen
Schichten. Zwar wünschen sich vier von zehn
Bürgern, dass sich die nächste Regierung auch
der Erhöhung des Spitzensteuersatzes und der
Wiedereinführung der Vermögenssteuer an-
nimmt. Damit rangieren diese Themen in der
politischen Agenda der Bürger jedoch weit
unten. Die überwältigende Mehrheit weist der
nächsten Regierung vor allem die Aufgaben
zu, die Entwicklung der Energiepreise einzu-
dämmen, dafür zu sorgen, dass Rentner aus-
reichend abgesichert sind, und darauf zu ach-
ten, dass Deutschland sich bei der Bewälti-
gung der Krise in der Euro-Zone nicht über-
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nimmt. Auch wirtschaftliche Ziele sind durch
die robuste Konjunktur nach Überzeugung der
Mehrheit keineswegs obsolet geworden. 69
Prozent erwarten, dass sich die künftige Re-
gierung auch besonders um gute Rahmenbe-
dingungen für die Wirtschaft bemüht. Darüber
hinaus setzt die große Mehrheit auch die Be-
kämpfung der Staatsverschuldung, ein konse-
quenteres Vorgehen gegen Steuerhinterzie-
hung und eine bessere Sicherung der Lebens-
mittelqualität an die Spitze der Agenda.

Am Ende der Agenda, die die Bürger für die
nächste Legislaturperiode aufstellen, stehen
neben den Korrekturen bei der Vermögens-
steuer und dem Spitzensteuersatz die Einfüh-
rung einer gesetzlichen Frauenquote und die
Abschaffung des Ehegattensplittings. Ledig-
lich 11 Prozent der Bevölkerung halten es für
wichtig, dass die nächste Bundesregierung das
Ehegattensplitting neu regelt. Die überwälti-
gende Mehrheit der Bürger befürwortet die
Beibehaltung des Ehegattensplittings. In den
letzten Jahren haben sich lediglich die Vor-
stellungen verändert, ob das Splitting Ehepaa-
ren vorbehalten sein sollte oder auch für ein-
getragene gleichgeschlechtliche Partnerschaf-
ten gelten sollte. 37 Prozent der Bürger votie-
ren dafür, diese Möglichkeit für Ehepaare zu
reservieren, 36 Prozent halten die Ausweitung
auf gleichgeschlechtliche Partnerschaften für
richtig. Lediglich 14 Prozent sprechen sich da-
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für aus, das Splitting ganz abzuschaffen.

Die Haltung zu einer Reform des Ehegatten-
splittings ist wesentlich eindeutiger als bei der
Vermögenssteuer oder dem Spitzensteuersatz.
Wenn 40 Prozent die Erhöhung des Spitzen-
steuersatzes auf die Agenda der nächsten Le-
gislaturperiode setzen, geschieht dies bei vie-
len ohne Kenntnis der geltenden Sätze. Wenn
über den derzeit geltenden Spitzensteuersatz
von 42 Prozent informiert wird, der für Allein-
stehende ab einem Einkommen von 53.000
Euro gilt, stufen lediglich 17 Prozent diesen
Spitzensteuersatz als zu niedrig ein, dagegen
28 Prozent als zu hoch und 37 Prozent als an-
gemessen. Wenn dieselbe Frage um die Rei-
chensteuer ergänzt gestellt wird, die den Spit-
zensteuersatz ab einem Einkommen von
250.000 Euro auf 45 Prozent erhöht, empfin-
den 32 Prozent diesen Satz als zu niedrig, 52
Prozent als angemessen oder zu hoch. Dies
zeigt zum einen, dass die Einkommensgrenze,
ab der der Spitzensteuersatz greift, das Urteil
stärker beeinflusst als der Steuersatz selbst.
Zum anderen zeigen die Ergebnisse jedoch
auch, dass die Mehrheit der Bürger die gelten-
de Regelung keineswegs als „Schonung“ der
überdurchschnittlich verdienenden Bevölke-
rungskreise empfindet.

Die Ausrichtung der Wahl auf Steuerthemen
hat sich bisher für die Oppositionsparteien
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nicht ausgezahlt. Sie stehen hier auch unter-
einander in scharfer Konkurrenz. 29 Prozent
der Bürger haben den Eindruck, dass sich die
Linke am meisten für eine stärkere Belastung
hoher Einkommen einsetzt, 28 Prozent schrei-
ben dies der SPD zu, 15 Prozent den Grünen.
Als Anwalt der Entlastung kleiner und mittle-
rer Einkommen wird in erster Linie die SPD
gesehen, mit einigem Abstand gefolgt von der
Linken, kaum die Grünen. Dagegen gelten die
Regierungsparteien als Anwälte einer wirt-
schaftsfreundlichen Steuerpolitik. Wenn man
dann um ein summarisches Urteil bittet, wel-
che Partei das überzeugendste Steuerkonzept
hat, liegt die CDU mit Abstand an der Spitze,
während nur 4 Prozent die Linke und 3 Pro-
zent die Grünen nennen. Von den Anhängern
der verschiedenen Parteien trauen nur die
Unionsanhänger ihrer favorisierten Partei
mehrheitlich ein überzeugendes Konzept zu.
60 Prozent derjenigen, die für die Unionspar-
teien stimmen wollen, attestieren diesen das
beste Steuerkonzept; von den potentiellen
Wählern der SPD sind 42 Prozent von dem
Steuerkonzept ihrer favorisierten Partei über-
zeugt, von den potentiellen Wählern der Grü-
nen 25 Prozent. 38 Prozent der Bürger enthal-
ten sich jedoch der Stimme – teils aus Un-
kenntnis, teils aus Desinteresse. 

Die Steuerthemen stehen für die meisten Bür-
ger nicht im Vordergrund ihrer Wahlüberle-
gungen. Knapp die Hälfte ist jedoch über-

- 8 -

Tabelle A 5

Tabelle A 6

Tabelle A 7

Schaubild 3



zeugt, dass es in der nächsten Legislaturperi-
ode zu Steuererhöhungen kommen wird, le-
diglich 3 Prozent rechnen mit Entlastungen.
Steuerthemen werden von den Bürgern selten
als Verheißung empfunden, im günstigsten
Fall als etwas, das ihre persönlichen Interessen
nicht betrifft.
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 A n h a n g t a b e l l e n 



 

Tabelle A 1
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Ungerechtes Steuersystem?

FRAGE: "Einmal ganz allgemein gefragt: Finden Sie unser Steuersystem, so wie
es jetzt ist, also die Höhe der Steuersätze, die Steuervergünstigungen 
usw., alles in allem gerecht oder nicht gerecht?"

Bevölkerung
insgesamt

%

Gerecht .................................................................................13

Nicht gerecht.........................................................................55

Unentschieden, keine Angabe..............................................32

100
-------------------------------------------------------------------------------------------------------------

FRAGE: "Trägt unser Steuersystem Ihrer Meinung nach eher dazu bei, die 
Unterschiede zwischen Arm und Reich in Deutschland zu verringern, 
oder trägt es eher dazu bei, dass die Unterschiede zwischen Arm und 
Reich größer werden?"

Bevölkerung
insgesamt

%

Unterschiede verringern sich ..................................................4

Unterschiede werden größer.................................................78

Unentschieden, keine Angabe ..............................................18

100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11005, März 2013 



 

Tabelle A 2
Bundesrepublik Deutschland
Bevölkerung ab 16 Jahren

Steuerpläne der Grünen lösen bei den 
meisten weder Hoffungen noch 
Befürchtungen aus

FRAGE: "Hier auf diesem Blatt ist einmal ein Vorschlag zur Reform des Steuer-
systems aufgeschrieben. Wenn Sie sich das bitte einmal durchlesen. 
Einmal angenommen, diese Reform wird umgesetzt und das Steuer-
system entsprechend geändert: Glauben Sie, dass Sie davon finan-
ziell profitieren würden, oder hätten Sie dadurch finanzielle Nachteile?"

Bevölkerung
insgesamt

%

Würde davon profitieren .......................................................16

Hätte dadurch Nachteile .......................................................15

Weder noch ..........................................................................53

Unentschieden, keine Angabe..............................................16

100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen 11009, Juni 2013

Vorschlag zur Änderung des Steuersystems: 

Erhöhung des Spitzensteuersatzes von 42 auf 45 Prozent ab einem Einkommen
von 60.000 Euro und auf 49 Prozent ab einem Einkommen von 80.000 Euro / Ein-
führung einer zeitlich befristeten Vermögensabgabe von 1 Prozent auf Vermögen
über 1 Million Euro / Die Einnahmen aus der Erbschaftssteuer sollen verdoppelt
werden / Abschaffung des Ehegattensplittings für neu geschlossene Ehen; bei be-
stehenden Ehen nur noch Anspruch auf Ehegattensplitting bei einem Haushaltsein-
kommen bis 60.000 Euro / Erhöhung des steuerfreien Grundfreibetrags / Abschaf-
fung der Abgeltungssteuer von pauschal 25 Prozent auf Kapitalerträge; stattdes-
sen sollen Kapitalerträge mit dem individuellen Steuersatz besteuer werden



 

Tabelle A 3
Bundesrepublik Deutschland
Bevölkerung ab 16 Jahren

Agenda für die nächste Legislaturperiode

FRAGE: "Wenn Sie einmal an die Zeit nach der Bundestagswahl im Herbst
denken: Worum sollte sich die neue Bundesregierung besonders 
kümmern, was wäre Ihnen besonders wichtig? Bitte legen Sie die 
entsprechenden Karten heraus." (Kartenspielvorlage)

Bevölk. insg.
%

Dafür sorgen, dass die Energiepreise nicht so stark steigen ...........................................81
Dafür sorgen, dass Rentner ausreichend abgesichert sind, von ihrer
Rente auch leben können.................................................................................................81
Darauf achten, dass Deutschland sich bei der Unterstützung anderer
Euro-Länder nicht übernimmt ...........................................................................................76
Dafür sorgen, dass die Unterschiede zwischen Arm und Reich in Deutschland
kleiner werden ..................................................................................................................73
Kleinere und mittlere Einkommen steuerlich entlasten.....................................................73
Einen gesetzlichen Mindestlohn für alle Branchen einführen...........................................72
Dafür sorgen, dass sich die Wirtschaft in Deutschland gut entwickelt .............................69
Steuerhinterziehung stärker bekämpfen...........................................................................68
Die Staatsverschuldung abbauen.....................................................................................67
Für gesunde und sichere Lebensmittel sorgen ................................................................67
Dafür sorgen, dass die Krise in der Euro-Zone bewältigt wird .........................................63
Familien finanziell stärker fördern.....................................................................................63
Mehr Geld für Schulen und Hochschulen zur Verfügung stellen......................................62
Bürokratie abbauen ..........................................................................................................60
Dafür sorgen, dass in Deutschland mehr Betreuungsplätze für Kinder zur
Verfügung stehen .............................................................................................................57
Die ökologische Landwirtschaft fördern, die auf bestimmte Pflanzenschutzmittel,
Dünger, Gentechnik usw. verzichtet .................................................................................54
Den Ausbau erneuerbarer Energien stärker fördern ........................................................52
Die Interessen Deutschlands in Europa entschieden vertreten........................................51
Den Solidaritätszuschlag abschaffen ...............................................................................51
Den Verbraucherschutz ausbauen ...................................................................................50
Die Vermögenssteuer wieder einführen.......................................................................43

Den Spitzensteuersatz erhöhen ....................................................................................40

Eine gesetzliche Frauenquote für Spitzenpositionen einführen................................17

Das Ehegattensplitting abschaffen...............................................................................11

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen 11009, Juni 2013



 

Tabelle A 4
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Spitzensteuersatz

FRAGE: "In Deutschland gilt für Alleinstehende ab einem Jahreseinkommen von
ungefähr 53.000 Euro der Spitzensteuersatz von 42 Prozent. Finden 
Sie diesen Steuersatz zu hoch, zu niedrig oder finden Sie diesen 
Steuersatz angemessen?"

Bevölkerung
insgesamt

%

Zu hoch...........................................................................................28

Zu niedrig........................................................................................17

Angemessen...................................................................................37

Unentschieden, keine Angabe........................................................18

100
------------------------------------------------------------------------------------------------------------

FRAGE: "In Deutschland gilt für Alleinstehende ab einem Jahreseinkommen 
von ungefähr 53.000 Euro der Spitzensteuersatz von 42 Prozent. Bei 
Einkommen über 250.000 Euro kommt zu diesen 42 Prozent eine

 sogenannte Reichensteuer von 3 Prozent dazu. 
Der Spitzensteuersatz beträgt dann also 45 Prozent. Finden 
Sie diesen Steuersatz zu hoch, zu niedrig oder finden Sie diesen 
Steuersatz angemessen?"

Bevölkerung
insgesamt

%

Zu hoch...........................................................................................12

Zu niedrig........................................................................................32

Angemessen...................................................................................40

Unentschieden, keine Angabe........................................................16

100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11001, Dezember 2012



 

Tabelle A 5
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Welche Partei setzt sich am meisten für eine
stärkere Belastung hoher Einkommen ein?

FRAGE: "Was würden Sie sagen: Welche Partei setzt sich am meisten dafür 
ein, dass Leute mit hohen Einkommen mehr Steuern zahlen müssen?"

Bevölkerung
insgesamt

%

Die Linke.........................................................................................29

SPD ................................................................................................28

Bündnis 90/Die Grünen ..................................................................15

CDU/CSU .........................................................................................6

FDP...................................................................................................1

Andere Partei....................................................................................1

Keine Partei ......................................................................................5

Unentschieden, weiß nicht..............................................................23

108

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11009, Juni 2013



 

Tabelle A 6
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Welche Partei setzt sich am meisten für eine
stärkere Entlastung kleiner und mittlerer Ein-
kommen ein?

FRAGE: "Was würden Sie sagen: Welche Partei setzt sich am meisten dafür 
ein, dass kleine und mittlere Einkommen steuerlich entlastet werden?"

Bevölkerung
insgesamt

%

SPD ................................................................................................25

Die Linke.........................................................................................15

CDU/CSU .......................................................................................10

Bündnis 90/Die Grünen ....................................................................6

FDP...................................................................................................3

Andere Partei....................................................................................1

Keine Partei ....................................................................................12

Unentschieden, weiß nicht..............................................................30

102

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11009, Juni 2013



 

Tabelle A 7
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Welche Partei macht eine unternehmer-
freundliche Steuerpolitik?

FRAGE: "Was würden Sie sagen: Welche Partei macht am ehesten eine 
Steuerpolitik, die für die Unternehmen in Deutschland gut ist?"

Bevölkerung
insgesamt

%

CDU/CSU .......................................................................................42

FDP.................................................................................................28

SPD ..................................................................................................5

Bündnis 90/Die Grünen ....................................................................1

Die Linke ...........................................................................................x

Andere Partei ....................................................................................x

Keine Partei ......................................................................................4

Unentschieden, weiß nicht..............................................................24

104

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11009, Juni 2013



2009: Jahresdurchschnitt .36,0 ...13,5 .24,0...11,5......10,5 .....- ......- ....4,5

2010: 1. Halbjahr ........34,5 ....9,5 .26,5...13,5......10,5 .....- ......- ....5,5
2. Halbjahr ........32,0 ....6,0 .29,5...18,0.......9,0 .....- ......- ....5,5

Jahresdurchschnitt .33,0 ....8,0 .28,0...16,0.......9,5 .....- ......- ....5,5

2011: 1. Halbjahr ........34,0 ....5,5 .28,0...19,5.......7,5 .....- ......- ....5,5
2. Halbjahr ........33,0 ....4,5 .29,5...18,0.......7,5 .....- ......- ....7,5

Jahresdurchschnitt .33,5 ....5,0 .28,5...19,0.......7,5 .....- ......- ....6,5

2012: 7.-21.Januar .......35,0 ....4,0 .29,0...16,5.......7,0 .....4,0 ....- ....4,5
4.-16.Februar ......36,0 ....4,5 .28,0...15,5.......7,5 .....5,0 ....- ....3,5
3.-15.März .........35,0 ....3,5 .30,0...16,0.......7,0 .....5,0 ....- ....3,5
1.-13.April ........34,5 ....3,5 .28,0...14,0.......7,0 ....10,0 ....- ....3,0
21.April-8.Mai .....34,5 ....4,5 .28,5...15,0.......6,0 .....8,0 ....- ....3,5
5.-19.Mai ..........35,5 ....4,5 .30,0...14,0.......5,5 .....7,0 ....- ....3,5
4.-15.Juni .........34,0 ....5,5 .28,0...15,5.......5,0 .....7,5 ....- ....4,5
1.-12.Juli .........36,0 ....6,0 .27,0...14,0.......6,0 .....6,5 ....- ....4,5
14.-26.Juli ........35,5 ....5,5 .27,5...14,0.......6,5 .....6,5 ....- ....4,5
1.-13.August .......35,0 ....5,5 .28,0...15,0.......6,0 .....6,5 ....- ....4,0
3.-17September .....34,0 ....5,5 .30,0...14,0.......6,5 .....5,5 ....- ....4,5
28.Sept.-12.Okt. ...35,5 ....4,5 .31,0...14,0.......6,0 .....5,0 ....- ....4,0
23.Okt.-6.Nov. .....37,5 ....4,0 .31,0...12,5.......6,5 .....4,0 ....- ....4,5
10.-22.November ....37,0 ....5,0 .29,5...13,5.......7,0 .....3,0 ....- ....5,0
1.-13.Dezember .....37,5 ....4,5 .30,0...14,0.......6,5 .....3,5 ....- ....4,0

Jahresdurchschnitt .35,5 ....4,5 .29,0...14,5.......6,5 .....6,0 ....- ....4,0

2013: 3.-18.Januar .......39,0 ....5,0 .28,0...14,0.......7,0 .....3,0 ....- ....4,0
1.-14.Februar ......39,0 ....6,0 .27,0...15,0.......6,5 .....3,0 ....- ....3,5
1.-14.MÄrz .........39,5 ....6,0 .26,5...15,5.......6,0 .....2,5 ....- ....4,0
27.März-12.April ...38,5 ....5,0 .28,0...15,0.......7,0 .....3,0 ....- ....3,5
15.-30.April .......38,5 ....5,5 .26,0...15,0.......6,0 .....3,0 ..3,5 ....2,5
4.-17.Mai ..........39,0 ....6,0 .27,0...13,0.......6,0 .....2,5 ..3,5 ....3,0
1.-14.Juni .........38,0 ....6,0 .26,0...14,0.......7,0 .....2,0 ..3,0 ....4,0

                     

QUELLE: Frankfurter Allgemeine Zeitung, Institut für Demoskopie

Zweitstimmen-Wahlabsicht Gesamtdeutschland
Allensbacher Berichterstattung für die
Frankfurter Allgemeine Zeitung

Tabelle B 1
Gesamtdeutschland

Wahlberechtigte Bevölkerung
mit konkreter Parteiangabe

Zweitstimmen
Gesamtdeutschland

----------------------------------------------------------
CDU/ FDP SPD Bü.90/ DIE Piraten- AfD Sons-
CSU GRÜNE LINKE partei tige
% % % % % % % %

Bundestagswahl
27.9.2009 ...............33,8 ...14,6 .23,0...10,7 .....11,9 .....- ......- ....6,0
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Veröffentlichung in der 

Frankfurter Allgemeinen Zeitung Nr. 139

vom 19. Juni 2013, S. 8, unter dem Titel:

"Schwieriges Wahlkampfthema Steuern. Gerechter

soll es zugehen im Steuersystem, meinen viele. 

Wenn aber konkret nach dem Spitzensteuersatz 

gefragt wird, folgt schnell Erschrecken über die 

Pläne der Opposition."






